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Die Post imDilemma
Dehnt sich die Post inWettbewerbsbereiche aus, verzerrt sie denWettbewerb. Dass sie so Gewinn zur Finanzierung
des unrentablen Service Public erwirtschaften kann, ist trotzdem unwahrscheinlich. MARKUS SAURER

D ie Schweizer Post kämpftmit Ertragsproblemen.
PostFinance, zuvor die wichtigste Ertragsstütze
des Konzerns, ringt ums Überleben. Sie darf

Kundengelder entgegennehmenundverwalten, sie aber
nicht in eigener Regie als Kredite und Hypotheken ver­
geben.Mit dem limitiertenGeschäftsmodell kann sie im
Niedrigzinsumfeldnichtsmehr gewinnen. Bei derBrief­
post, besonders imMonopolbereich vonSendungenbis
zu 50 Gramm, ist die Nachfrage infolge der technischen
Substitution durch elektronische Al­
ternativen rückläufig. Die früheren
Skalenvorteile der Post, steigende
Mengen und sinkende Stückkosten,
mutierenzuSkalennachteilen, sinken­
den Mengen und steigenden Stück­
kosten. Selbst im Paketverkehr, der im
Zug des Wachstums des Internethan­
dels auch bei der Post stärker nach­
gefragt wird, verdient sie nicht mehr
viel; hier herrscht ebenWettbewerb.
In dieses bereits trübe Bild platzte

2017 wie ein pechschwarzer Farbbeu­
tel der Skandal bei der Postauto AG.
Über Jahre hatten ihre Manager vor­
sätzlich illegal Zusatzertrag generiert,
indem sie dem durch Kantone und
Gemeinden subventionierten Regio­
nalverkehr künstlich überhöhte Kos­
ten anlastetenundden so erwirtschaf­
teten «Gewinn» anderen Unterneh­
mensbereichen zuschanzten oder ihn
zur Quersubventionierung ihres defizitären Wettbe­
werbsauftritts im Ausland einsetzten – namentlich in
Frankreich, wo noch entsprechende wettbewerbsrecht­
licheVerfahren laufen und hohe Bussen drohen.

Auch Effiziente werden verdrängt
Abgesehen von diesem kriminellen Exkurs haben sich
die erschwertenMarkt­ undUmfeldbedingungen für die
Post freilich nicht überraschend, als exogene Schocks,
eingestellt, sondern sich vielmehr schon lange abge­
zeichnet. Der Verwaltungsrat und die Aufsichtsgremien
des Bundes (Bundesrat, Eidgenössisches Departement
fürUmwelt,Verkehr, EnergieundKommunikationUvek,
EidgenössischeFinanzverwaltung)müssten sichdarum
kritischen Fragen zur strategischen Führung stellen. In
dieser Hinsicht herrscht jedoch eigenartige Stille.
Wir wollen uns nun aber nicht damit, sondern mit

noch grundsätzlicheren Problemen von Staats­ und
staatsnahenBetriebenmitMonopol­ undWettbewerbs­
tätigkeiten befassen. In kompetitiven Märkten gibt es
kaum Unternehmen, die nur ein Produkt anbieten, so­
genannte Mehrproduktunternehmen sind der Normal­
fall.Mit all ihrenProduktendemWettbewerbausgesetzt,
müssen sie im Zug des technischen und ökonomischen

Wandels ständig nach den effizientesten Faktor­ und
Produktkombinationen suchen – besonders nach Ver­
bundvorteilen (Synergien) –, umgegenKonkurrenten zu
bestehen, die ihrerseits ebenfalls diesenVerbesserungs­
zwängen ausgesetzt sind. Natürlichwollen alle Anbieter
Gewinn erarbeiten, doch zwingt der Wettbewerb sie
immer wieder, ihre Verbundvorteile zu einem grossen
Teil in Form niedrigerer Preise oder besserer Produkte
an die Kunden weiterzugeben.

Anders sieht es aus, wenn staatli­
che oder staatsnahe Betriebe mit
Monopolbereichen ihre Tätigkeit
synergetisch auf angrenzendeWett­
bewerbsbereiche ausdehnen – so
etwa die Briefpost, Postautos und
andere konzessionierte Verkehrs­
betriebe, die Unfallversicherungs­
anstalt Suva, kantonale Gebäude­
versicherungen, Strom­, Gas­ und
Wasserversorger, Stadtgärtnereien,
kommunale Bau­ und Forstgrup­
pen usw. Nur sie sind in der Lage,
Verbundvorteile zwischen Mono­
pol­ und Wettbewerbstätigkeiten
zu generieren und sie im Wettbe­
werb auszuspielen.
Schon allein diese produktive

Asymmetrie hat unweigerlich und
zwingend zur Folge, dass staatliche
oder staatsnahe Wettbewerber den
Wettbewerb verzerren. Sie verfügen

zudem meistens noch über weitere asymmetrische
Vorteile wie eine explizite oder eine implizite Staats­
garantie, günstigere Finanzierungskonditionen öffent­
licher Institutionen, grösseren Einfluss auf Markt­
regulierungen und dergleichen, durch die die Wettbe­
werbsverzerrungen verstärkt werden. Im Fall der Post­
auto AG hat es wohl kaum echte produktive Verbund­
vorteile zwischen Monopol und Wettbewerb gegeben,
sondern vor allem illegitime Staatsbeihilfen für den
Marktauftritt im Ausland.
Diese Wettbewerbsverzerrungen, ob produktiv oder

institutionell begründet, haben jedenfalls zur Folge,
dass früher oder später nicht nur ineffiziente, sondern
auch effizienteWettbewerber durch die Monopolisten­
wettbewerber aus dem Markt verdrängt werden. Dies
kann zunächst durchaus nach einer Intensivierung des
Wettbewerbs aussehen, indemauchdie staatlichenund
staatsnahen Unternehmen ihre Vorteile zugunsten der
Kunden ausspielen werden, doch auf Dauer werden die
Wettbewerbsintensität und die Innovationsdynamik
durch die Marktaustritte in Mitleidenschaft gezogen.
Das Bundesgericht hat im Fall der Glarner Gebäude­
versicherungsmonopolistin Glarnersach diese funda­
mentale Problematik verkannt und auf der Basis eines
willkürlichen Kostenschlüssels geschlossen, dass keine

wettbewerbsverzerrende Quersubventionierung vor­
liege und somit nichts gegen Tätigkeiten von Glarner­
sach in kompetitiven Versicherungsmärkten spreche
(vgl. BGE 2C­485/2010 vom 3. Juli 2012).
Doch zwischenMonopol undWettbewerb gibt esnur

eineneinzigenunwillkürlichenquersubventionierungs­
freien Kostenschlüssel: Wettbewerbsverzerrende Quer­
subventionierung liegt nur dann nicht vor, wenn die
gesamten Verbundvorteile zwischen Monopol­ und
Wettbewerbstätigkeiten ausschliesslich dem Monopol­
bereich gutgeschrieben werden. Diese Lösung kann
aber mangels Kostenwissen aller Beteiligten und erst
recht der Regulierungsbehörden nie in die Praxis umge­
setzt werden, schon gar nicht in einem dynamischen
Umfeld. Könnte sie dochumgesetztwerden,würdenwir
vermutlich den grossenExodus von Staatsbetrieben aus
Wettbewerbsmärkten erleben.
DasBundesgericht hat dieChance vertan, dieses fun­

damentale Problemzu lösen.KeinWunder also, dasswir
heute neben vielen anderen Beispielen mit ansehen
müssen, wie staatliche und halbstaatliche Energie­
konzerne systematisch Installations­ und Beratungs­
firmen aufkaufen, die betroffenen Branchen nach und
nach demWettbewerb entziehen und faktisch verstaat­
lichen. Nur zwei radikale Massnahmen bieten Abhilfe:
SämtlicheMonopolederMonopolwettbewerberwerden
demWettbewerb geöffnet, oder LetzterenwerdenTätig­
keiten inWettbewerbsbereichen gänzlich untersagt.

Illusionen der Postchefs
DerneueKonzernchef RobertoCirillo undVerwaltungs­
ratspräsidentUrs SchwallerwollendiePost noch stärker
als heute auf in­ undausländischeWettbewerbsbereiche
ausdehnen, um dort Gewinn zur Finanzierung der un­
rentablen Service­Public­Monopole zu erwirtschaften.
Damit dies gelingenkönnte,müsstediePost über erheb­
liche Verbundvorteile zwischen ihren angestammten
und den erwünschten neuen Tätigkeiten verfügen.
Doch wo liegen zwischen der traditionellen Beförde­
rung von Briefen, Paketen und Personen von und nach
Muotathal sowie kundenspezifischer internationaler
Logistik oder Busdiensten im AuslandVerbundvorteile?
Es gibt sie kaum. Die Post kann im Wettbewerb keine
supranormalen Profite erarbeiten.
Wie auch immer, es wären aufgrund ihrer Expansion

volkswirtschaftlich schädliche Wettbewerbsverzerrun­
gen zu erwarten – selbst ohne illegale Subventionsjäge­
rei und Kostenschieberei. Vor weiteren Schritten sollte
unbedingt die Option der Konzentration der Post auf
ihre Kernkompetenzen und Leistungsaufträge geprüft
werden, auch auf politisch­institutioneller Ebene.

Markus Saurer ist selbständiger Ökonom und
Vorstandsmitglied im Carnot-Cournot-Netzwerk
für Politikberatung in Technik undWirtschaft.

«Monopole öffnen
oderMonopolisten
vonWettbewerbs-
bereichen fernhalten.»

Im Zuge der sich stetig erhitzenden – bis
überhitzenden – Klimadebatte will der
Ständerat etwas ganz «Mutiges» tun: Er
diskutiert die Totalrevision des CO2­
Gesetzes mit dem Ziel, dass bis 2050
netto in der Schweiz keineTreibhausgase
mehr ausgestossen werden. Dabei wer­
den Massnahmen vorgeschlagen, und
wohl angenommen, dienochvor kurzem
undenkbar gewesen wären.
ZurErinnerung:Vorweniger als einem

Jahr wies der Nationalrat die damalige
Version des CO2­Gesetzes zurück. Die
nun vorliegende Revision orientiert sich
an der bundesrätlichenNeuauflage, geht
allerdings in verschiedenen Punkten
noch deutlich weiter. Herausgekommen
ist ein äusserst interventionistischer
Vorschlag, gleichsam ein regulatorischer
Albtraum. Das scheint den Ständerat
nicht zu stören, er ist am Montag oppo­
sitionslos darauf eingetreten und hatmit
der Detailberatung begonnen.
Obwohl der Rat noch nicht sehr weit

gekommen ist – die Debatte wird noch in
der laufendenWoche fortgesetzt –, zeich­
net sich schon ab, dass kaum nennens­
werteOpposition zuerwarten ist.DieVor­
schläge der Kommission dürften sich im
Wesentlichen durchsetzen. Das ist eine
schlechteNachricht:DieVorlage istdurch­
setzt von höheren Preisen (Benzin, Flug­
tickets), von Geboten und Verboten (fak­
tisches Verbot von Ölheizungen). Zudem
wirdbeschönigendvonLenkungsabgaben
gesprochen. In Tat und Wahrheit jedoch
sind die neuen Abgaben in weiten Teilen
neueSteuern,nureinTeil solldenBürgern
zurückerstattet werden.

Mit dem Rest soll unter anderem ein
Klimafonds gespeist werden. Damit
wird ein neuer, grosser Subventionstopf
geschaffen. Gemäss Vorschlag sollen die
Gelder für alle möglichen Zwecke ange­
fordert werden können. Die Erfahrung
lehrt, dass solche Töpfe immer grösser
werden und die Subventionsbereiche
immer breiter – ein Zurück gibt es nicht.
DasGesetzwird imPortemonnaie des

Einzelnen schmerzhaft zu spüren sein.
Zu diesen direktenKosten kommen indi­
rektehinzu: Alle Subventionenund staat­
lichen Eingriffe verursachen Marktver­
zerrungen und Ineffizienzen, die kaum
quantifizierbar sind. So erhöht etwa die
Flugticketabgabe nicht nur die Flug­
preise. Als einseitige Massnahme der
Schweiz führt sie zu Verlagerungen des
Verkehrs in andere Länder. Folgen sind
wohl eine höhere Arbeitslosenrate in der
Schweiz sowie,wegen längerer Flugwege,
ein höherer CO2­Ausstoss.
Diese Kosten sind dem zu erwarten­

denNutzen bzw. demBeitrag zur Lösung
des globalen Klimaproblems gegenüber
zu stellen. Die Rechnung fällt deprimie­
rend aus:DenderWirtschaft, denKonsu­
mentenundSteuerzahlern aufgeladenen
Kosten steht ein nicht einmal messbarer
Nutzen gegenüber. Das globale Klima
wird durch all diese Massnahmen nicht
im Geringsten beeinflusst, der CO2­Aus­
toss der Schweiz ist und bleibt marginal.
Die Politiker können sich damit pro­

filieren, eben etwas «Mutiges» zu tun – al­
lerdings geben sie dabei das Geld anderer
aus. Könnte sein, dass der Stimmbürger,
der die Zeche bezahlt, das anders sieht.

Regulatorischer Albtraum
Ständerat berät Totalrevision des CO2-Gesetzes. PETER MORF
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lierte. Es kam
anscheinend zu
einemHandge
menge zwische
Überläufer Iqb
Khan und denV
folgern sowie z
Verhaftungen.
Verwaltungsrat
von Credit Suis
untersucht. Die
Behörden ermit­
teln. Diese Ge­
schichte lässt
sich, Stand heute,
auf zwei Arten
interpretieren. Entweder waren bei
Credit SuisseDummköpfe amDrücker,
die Dilettanten angeheuert haben.

Oder es ist etwas vorgefallen, was
einemassive Reaktionwie die Beschat-
tung rechtfertigte.Wir kennen die
Hintergründe nicht, und die Informa­
tionspolitik von Credit Suisse ist ein­
malmehr ärgerlich und widersprüch­
lich. Es heisst, Khan habe gegen das
vertragliche Abwerbeverbot verstos­
sen, das Bestandteil seiner Abgangs­
vereinbarung war.
Wer auch immer diese teure,

wenn auch nicht ganz unübliche
Beschattung angeordnet hat, muss
bei Credit Suisse hierarchisch sehr
hoch stehen. Und ermusste damit
rechnen, vor demVerwaltungsrat
dafür Rechenschaft ablegen zumüs­
sen. Es ist deshalb davon auszu­
gehen, dass alles dokumentiert ist
und gute Gründe vorlagen.

Die Frage lautet:Wasmacht nun
UBS?Khan soll am 1.Oktober anfan­
gen. Solange der Sachverhalt unge­
klärt ist, kannUBS ihn eigentlich
nicht hereinlassen. Bisher hat der
Manager die Publizität um seine
Person geschickt orchestriert. Sich
auf eine Konfrontationmit Detekti­
ven einzulassen, war vielleicht nicht
zielführend. Obwohl der Superbanker
sie (waren es drei?) offenbar in die
Flucht geschlagen hat.

gelaufen.
ess das
laufene
gs­
Detek­
hen.
a­

u
­
en
bal
Ver­
zu
Der
t
sse

MONICA HEGGLIN
Redaktorin
zum Thema

Credit Suisse

No Go für Khan

Anzeige


